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Die Nord-Süd-Beziehungen sind am Ende des 20. Jahrhunderts in 

Seenot geraten. Der Norden steht vor dem Ende seiner Zukunft, 

der Süden steckt voller Bedürfnisse und Wünsche. So sieht es 

zumindest der langjährige Weltbankmitarbeiter und spätere Bera-

ter des kongolesischen Präsidenten, Pierre Moussa.
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Die klassische Entwicklungspolitik (EP), d.h. die vor allem von 

Industrieländern (IL) auf der Ebene politischer Handlungen be-

triebene öffentliche Entwicklungshilfe zugunsten der Entwick-

lungsländer (EL), steckt - auch in der Bundesrepublik - in ei-

ner Orientierungs-, Finanz- und Vertrauenskrise. Das relative 

und zuletzt auch absolute Absinken der deutschen Entwicklungs-

hilfe ist nur ein, wenn auch beredter Ausdruck dieser Krise. 

Die staatliche Entwicklungshilfe nimmt ihre prioritäre Zielset-

zung, nämlich zur Armutsreduzierung in den EL beizutragen, 

nicht ernst genug und setzt immer mehr Mittel für humanitäre 

Nothilfen, die Lösung von Asylproblemen und den Verfolg egois-

tischer Wirtschaftsinteressen ein. So lauten die Klagen von 

Nichtregierungsorganisationen aus 21 OECD-Ländern in ihrem 1994 

veröffentlichten Bericht "Die Wirklichkeit der Hilfe".
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Mit dem Ende des alten Ost-West-Konflikts, der die EP häufig in 

eine  ideologische und strategische Zwangsjacke steckte, und 

dem schon vorher einsetzenden enormen Wirtschaftswachstum in 

einigen asiatischen und lateinamerikanischen Ländern hat auch 

die Landkarte der Nord-Süd-Beziehungen neue Konturen erhalten. 

Der in Osteuropa zu spürende Wind des Wandels zu Demokratie und 

marktwirtschaftlichen Ordnungen hat auch viele EL erreicht.  

 

Die Weltwirtschaft und die einflußreichen Bretton Woods-

Institutionen sind  global geworden. Die Vernetzung und Globa-

lisierung wirtschaftlicher und technologischer, ökologischer 
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und sozialer Probleme lassen es gerechtferigt erscheinen, von 

der Einen Welt und der Mondialisierung der Lebensverhältnisse 

zu sprechen und zu formulieren: "Eine Welt oder keine Welt".
3
 

Die Tendenz zur Globalisierung geht allerdings mit einer Auf-

splitterung und der Zunahme lokaler und regionaler Konflikte 

einher. Der EP werden nun weitere dringliche Aufgaben zuge-

schrieben, wie z.B. Umweltschutz und Unterstützung beim Über-

gang zu Demokratie und Marktwirtschaft. 

 

1. Entwicklungshilfe - nur ein Leichtgewicht beim Entwicklungs-

prozeß4 

 

Gegenüber den traditionellen EL breitet sich eine Entwicklungs-

hilfe- und Gebermüdigkeit aus, die sich auch im geeinten 

Deutschland in sinkenden Mitteln für die Entwicklungshilfe äu-

ßert.
5
 Sie ist vor allem auf das Ausbleiben durchschlagender 

Entwicklungserfolge in vielen EL, vor allem in Afrika, zurück-

zuführen, aber auch darauf, daß nach dem Revolutionsjahr 1989 

die Nachfolgestaaten der ehemaligen Zweiten Welt erhöhte finan-

zielle Leistungen beanspruchen (neu entstandene Staaten in Kau-

kasien und Zentralasien sind mittlerweile von der OECD offizi-

ell als EL anerkannt). Mit der staatlichen "aid fatigue" wach-

sen gleichzeitig Bedeutung und Engagement der 

entwicklunspolitisch orientierten Nichtregierungsorganisationen 

(NRO).  

 

'Entwicklungshilfe' (EH) wird oft durch den neutraleren und auf 

Partnerschaft abzielenden Begriff der 'Entwicklungszusammenar-

beit' (EZ) ersetzt. Ihre wichtigsten Instrumente sind die fi-

nanzielle, die technische und die personelle Zusammenarbeit so-

wie - neuerdings mit steigender Tendenz - die Förderung der 

privatwirtschaftlichen Entwicklung. 

 

Bei der öffentlichen Entwicklungshilfe (ODA = Official Develop-

ment Assistance) handelt es sich nach der Definition der OECD
6
 

um unentgeltliche oder zinsgünstige mit einem Schenkungselement 

von mindestens 25 % versehene Leistungen, die von öffentlichen 

bzw. staatlichen Stellen gewährt werden und in erster Linie der 

Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung und der Hebung des 
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Lebensstandards dienen. Kommerzielle Kredite und Investitionen 

multinationaler Unternehmen in EL oder auch die private Hilfe 

von Nichtregierungsorganisationen (NRO) zählen also nicht zur 

ODA. Die ODA-Leistungen werden bilateral (von einem Staat an 

ein EL oder eine Gruppe von EL) und multilateral (z. B. über 

die Europäische Union oder UN-Organisationen) vergeben. Die UNO 

fordert, daß die IL 0,7 Prozent ihres Bruttosozialprodukts für 

die ODA aufwenden. Die Bundesrepublik liegt etwa bei der Hälfte 

dieser Zielmarke, sie erbringt zwei Drittel ihrer ODA-Lei-

stungen bilateral und ein Drittel multilateral. Innerhalb der 

Bundesregierung ist hauptsächlich das Bundesministerium für 

wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) für die 

Entwicklungspolitik im engeren Sinne zuständig7. 

 

Die Entwicklungspolitik im weiteren Sinne reicht weit über den 

Bereich des BMZ hinaus. Unter ihr sind alle relevanten Maßnah-

men für die EL (z.B. im Bereich der Außen-, Wirtschafts-, Han-

dels-, Währungs-, Agrar-, Umwelt- und Rüstungsexportpolitik) zu 

verstehen. Sie umfaßt auch den von der Politik unternommenen 

Versuch, Nord-Süd-Spannungen abzubauen (Nord-Süd-Politik), die 

internationalen Rahmenbedingungen für die EL zu verbessern und 

zur Zukunftssicherung der Einen Welt - auch durch Veränderungen 

im Norden - beizutragen. 

 

Eine Bilanz der Entwicklungspolitik zu ziehen ist selbst bei 

Beschränkung auf die ODA ein äußerst schwieriges Unterfangen. 

Zu bedenken gilt: 

 

1. Bei jeder Bilanz und aller berechtigten Kritik an der EP 

i.e.S. sollte berücksichtigt werden, daß Investitions- und Pro-

jektvorhaben immer auch die Möglichkeit von Fehlinvestitionen 

und Mißerfolgen einschließen. Dies gilt für IL und um so mehr 

für EL mit ihren verschiedenen Entwicklungsniveaus8. 

 

2. Entwicklung ist ein außerordentlich tiefgreifender, langwie-

riger und komplexer Wandlungsprozeß, der wirtschaftliche, ge-

sellschaftliche und politische Strukturen verändert und die 

Denk-, Verhaltens- und Ausdrucksweisen der Menschen nicht unbe-

rührt läßt. Ein Zustand der Unterentwicklung in einem Land 
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herrscht dann vor, wenn große Teile der Bevölkerung unter Hun-

ger und Armut leiden, kein menschenwürdiges Leben führen können 

und ihre Grundbedürfnisse nicht oder völlig unzureichend be-

friedigt sind. Erfolge bei der Überwindung von Unterentwicklung 

werden sich deshalb nur selten rasch einstellen. 

 

3. Am jeweiligen Entwicklungsprozeß sind viele Akteure inner- 

und außerhalb der EL beteiligt. Aber wie die Südkommission und 

ihr Vorsitzender, der frühere tansanische Staatspräsident Ju-

lius Nyerere, in ihrem 1990 vorgelegten Bericht klarstellten, 

liegt die Verantwortung für die Entwicklung des Südens beim Sü-

den. Von außen gewährte Unterstützung - wie die Entwicklungs-

hilfe - kann die eigenständige Entwicklung fördern; Fortschrit-

te in den EL sind auch von äußeren Faktoren abhängig, wie dem 

Funktionieren der Weltwirtschaft; von außen gewährte Unterstüt-

zung - wie die Entwicklungshilfe - kann die eigenstädige Ent-

wicklung fördern9. Die IL tragen in der Tat Mitverantwortung, 

weil sie die internationalen Spielregeln in Wirtschaft, Handel 

und mächtigen Entwicklungsorganisationen (Weltbank, IWF) be-

stimmen. 

 

4. Im Vergleich zu den anderen Faktoren und Akteuren, die auf 

den Entwicklungsprozeß einwirken, ist die EH bzw. die EZ nur 

ein Leichtgewicht. Sie ist schon vom Volumen her von nachrangi-

ger Bedeutung. Der Anteil der öffentlichen Entwicklungshilfe 

(ODA) am Bruttosozialprodukt (BSP) der EL macht nämlich durch-

schnittlich weniger als drei Prozent aus (1987/88: 3,0%; 

1992/93: 1,5%). Dabei lag der Anteil in den Subsahara-Ländern 

mit durchschnittlich über 10 Prozent am höchsten und in Latein-

amerika mit nur 0,5 Prozent am niedrigsten. Weitaus wichtiger 

als die EH sind Ausmaß und Qualität der Eigenanstrengungen der 

EL (siehe die Schwellenländer) und die internationalen Handels-

, Wirtschafts- und Währungsbeziehungen. So betrug die deutsche 

ODA 1993 11,5 Milliarden DM, während die EL im selben Jahr Aus-

fuhren in die Bundesrepublik in Höhe von 96 Milliarden DM täti-

gen konnten. Gleichzeitig ging den EL durch Han-

delsprotektionismus der IL und durch den Preisverfall bei eini-

gen Rohstoffen ein Mehrfaches der von allen OECD-Ländern emp-

fangenen ODA verloren, die sich 1993 auf 55,96 Mrd. US-Dollar 
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belief. Dies entspricht übrigens einem Anteil am BSP von 0,30 

Prozent, dem niedrigsten Satz seit zwei Jahrzehnten. 

 

2. Erfolge und Defizite von drei Entwicklungsdekaden 

 

Die These, während der ersten drei Entwicklungsdekaden von 1960 

bis 1990 seien die jahrzehntelangen Entwicklungsanstrengungen 

völlig erfolglos geblieben, ist nicht aufrechtzuerhalten. Die 

vom Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) aufge-

stellte Bilanz von Fortschritten (und Defiziten) bei der 

"menschlichen Entwicklung" während der drei Dekaden korrigiert 

ein derartig einseitiges Bild. Gemäß UNDP sind die drei wich-

tigsten Indikatoren einer menschlichen Entwicklung die Alphabe-

tisierung, die Lebenserwartung und ein angemessener Lebensstan-

dard. Soll und Haben werden wie folgt bilanziert10:  

 

* Die Alphabetisierungsrate stieg in den EL von 43 Prozent im 

Jahre 197o auf 60 Prozent in 1985, und die Einschulungsrate für 

Mädchen hat doppelt so schnell zugenommen wie die für die Jun-

gen (trotzdem können immer noch rund 900 Millionen Erwachsene 

weder lesen noch schreiben, wobei die Alphabetisierungsrate der 

Frauen um ein Drittel niedriger ist als die der Männer). 

* Die durchschnittliche Lebenserwartung nahm im Süden zwischen 

1960 und 1987 um ein Drittel zu und liegt jetzt bei 80 Prozent 

der Lebenserwartung des Nordens (sie liegt damit allerdings im-

mer noch um 12 Jahre niedriger als im Norden). 

* Der durchschnittliche Kalorienverbrauch pro Kopf nahm von 

1965 bis 1985 um 20 Prozent zu (aber ein Siebtel der Menschheit 

hungert immer noch; in einer Reihe von Ländern, vor allem auf 

dem "Hungerkontinent" Afrika, ist der Lebensstandard in den 

80er Jahren sogar gesunken). 

* Das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen stieg in der Zeit 

von 1965 bis 1980 um ca. 3 Prozent jährlich (aber in den 80er 

Jahren sank es in Afrika südlich der Sahara um 2,4 Prozent 

jährlich und in Lateinamerika um 0,7 Prozent - insgesamt leben 

mehr als eine Milliarde Menschen, davon 60 % Frauen, noch immer 

in absoluter Armut, was nach einer Definition der Weltbank ein 

maximales Pro-Kopf-Einkommen von einem Dollar pro Tag bedeu-

tet). 
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Diese zum Positiven tendierende Bilanz ist um so bemerkenswer-

ter, wenn man das enorme Bevölkerungswachstum in dieser Zeit 

berücksichtigt. Es ist davon auszugehen, daß gerade im Bereich 

der "menschlichen Entwicklung" die EZ nachhaltige Wirkungen er-

zielt und zu dieser Bilanz, die im wesentlichen auf Ei-

genanstrengungen der EL beruht, relevante Beiträge geleistet 

hat. Dennoch sind die weltweiten ökonomischen Disparitäten 

groß11.  

 

Kontinental bezogen, sind in Afrika die meisten der am wenigs-

ten entwickelten Länder anzutreffen. Auf einer unter dem Dach 

der UNESCO im Februar 1995 organisierten Konferenz notierten 

Afrikanerinnen und Afrikaner auf ihrem Kontinent zwar einige 

Entwicklungserfolge seit 1960 (u.a. in den Bereichen Bildung 

und Ausbildung, Wissenschaft und Kultur); sie listeten aber 

auch Fehlschläge und Fehlentwicklungen auf: Korruption, ethni-

sche Diskriminierung, hohe Militärausgaben, bewaffnete Konflik-

te, hohe Bevölkerungswachstumsraten sowie diktatorische Re-

gime.
12
  

 

3. Licht und Schatten der deutschen Entwicklungszusammenarbeit 

(EZ)  

 

Ziel der deutschen Entwicklungspolitik ist laut Bundesregierung 

"die Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage der 

Menschen in den EL und die Entfaltung ihrer schöpferischen Fä-

higkeiten".
13
 Sie ist in die Gesamtstrategie der EL eingebettet 

und nicht auf akute Bedürfnisse der betroffenen Bevölkerung, 

sondern auf die dauerhafte Verbesserung ihrer Lebensbedingungen 

ausgerichtet. Die EZ konzentriert sich auf drei Schwerpunkte: 

Armutsbekämpfung, Umweltschutz sowie Bildung und Ausbildung. 

Dabei gilt die Bekämpfung der Armut und ihrer strukturellen Ur-

sachen als oberstes und durchgängiges Ziel aller Entwicklungs-

anstrengungen. Aus der Erkenntnis, daß externe Hilfe zum Schei-

tern verurteilt ist, wenn Identifikation und Partizipation der 

Zielgruppen nicht sichergestellt sind, erhebt die Bundesregie-

rung die Hilfe zur Selbsthilfe zum obersten Prinzip in der Zu-

sammenarbeit mit den Partnerländern. Bei allen Maßnahmen - so 
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BMZ-Minister Carl-Dieter Spranger - "ist unser Leitgedanke, 

durch Investitionen in den Menschen das privatwirtschaftliche 

Potential der Entwicklungsländer zu stärken und zur Entfaltung 

zu bringen"14. 

 

Bei den seit langem geltenden Zielbeschreibungen fällt auf, daß 

die Bundesregierung einer Überschätzung der EZ Vorschub leis-

tet. Die EZ kann als Leichtgewicht im gesamten Entwicklungspro-

zeß nur Beiträge, Anstoßwirkungen und Anreize für eine Verbes-

serung der Lage der Menschen in den EL liefern, subsidiär und 

komplementär zu Eigenanstrengungen sein oder als Katalysator 

für Problemlösungen dienen - nicht mehr, aber auch nicht weni-

ger. Eine offensichtliche Verengung, die wohl zukünftig beab-

sichtigt ist, fände dann statt, wenn wirklich alle Maßnahmen 

auf die Stärkung des privatwirtschaftlichen Potentials gerich-

tet werden sollten; der Mensch ist nicht nur ein Wirtschaftswe-

sen. Auch hierbei erweist sich die einseitige Fokussierung auf 

den Markt als risikoreich. Dort, wo der Markt seine gesell-

schaftliche Steuerungsfunktion nicht mehr im Sinne des Gemein-

wohls erfüllen kann, muß der Staat z. B. bei sozialen und Um-

weltfragen seine Steuerungs- und Rahmensetzungsfunktionen nach 

wie vor wahrnehmen. Der Markt muß sich in das übergeordnete 

Ziel der globalen Überlebenssicherung und der nachhaltigen, 

menschenwürdigen Entwicklung einbinden lassen.
15
 Für die Part-

nerländer der EZ wie für uns selbst wird der richtige ‘Mix’ das 

Entscheidende sein.  

 

Im übrigen zeigen Projektwirklichkeit und Erfahrungen, die der 

Bundestags-Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-

wicklung (AwZ) bei seinen Inspektionsreisen sammeln konnte, 

folgendes Bild: Vieles ist positiv, und mit deutschem Steuer-

geld werden sinnvolle Projekte finanziert. Während der AwZ-

Inspektionsreisen der Jahre 1991, 1992 und 1993 inspizierten 

die Abgeordneten 199 Projekte; davon bewerteten sie 56 % als 

positiv und 9 % als eindeutig negativ. Bei 10 % sahen sie posi-

tive und zugleich negative bzw. fragwürdige Seiten, bei 25 % 

verzichteten sie auf eine Bewertung.
16
 Sie fanden aber auch 

heraus: Die von der Bundesregierung und dem Bundestag formu-

lierten Ziele, Schwerpunkte und Prinzipien werden nicht strin-
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gent genug umgesetzt. Das bezieht sich beispielsweise auf noch 

zu geringe oder nicht adäquate Leistungen bei der selbsthilfe-

orientierten Armutsbekämpfung, Grundbildung und Frauenförderung 

und auf die oft mangelhafte Berücksichtigung des Partizipati-

onsprinzips und des kulturellen und ökologischen Umfelds, etwa 

bei Staudammprojekten. Häufig genug waren Projekte in Zielfor-

mulierung und Technikeinsatz zu anspruchsvoll und nicht in die 

einheimische Entwicklungsstrategie eingebettet, sondern als 

Fremdkörper (Projektinsel) aufgepfropft. 

 

Empirische Nachweise dafür, daß die EZ die erhoffte Katalysa-

torfunktion für die Eigenanstrengungen gehabt hat, sind nur 

schwer und in Ausnahmefällen zu führen. Taiwan und Südkorea ge-

hören zu den wenigen Ländern, in denen die rasche wirtschaftli-

che Entwicklung ohne Auslandshilfe nicht möglich gewesen wäre. 

Im Herbst 1993 konnte die Bundesregierung mit Südkorea, dem 

ersten Land der Dritten Welt, die staatliche EZ beenden. Weite-

re Beispiele für beachtliche Entwicklungserfolge sind die de-

mokratisch regierten Entwicklungsländer wie z. B. Costa Rica 

und Barbados, die gemäß UNDP-Klassifizierung in die Ländergrup-

pe mit "hoher menschlicher Entwicklung" gehören, oder Mauritius 

und Botswana (letzteres ist jüngst aus der Gruppe der am we-

nigsten entwickelten EL aufgestiegen). Die signifikanten Fort-

schritte und Entwicklungserfolge der beiden afrikanischen Län-

der werden auf folgende Faktoren zurückgeführt: in sich stimmi-

ge makroökonomische Politiken, die ein marktfreundliches Umfeld 

für Wachstum und eine Entwicklungsstrategie schaffen, die sich 

den Schlüsselherausforderungen Afrikas annimmt, ein liberales 

Handelsregime, aber ebenso eine vernünftige Sozialpolitik und 

"good governance" (gutes Regierungs- und Verwaltungshandeln) 

einschließlich partizipatorischer Regierungsformen und transpa-

renter rechtlicher Rahmenbedingungen. Die OECD rechnet damit, 

daß sie möglicherweise 1996 u.a. folgende Länder wegen ihrer 

Entwicklungsfortschritte von der EH-Empfängerliste streichen 

kann: Bahamas, die Bermuda- und Cayman-Inseln, Singapur, Taiwan 

und Zypern.
17
 

 

Die Realität der deutschen Entwicklungspolitik ist nicht auf 

einen einfachen Nenner zu bringen. Seit Beginn der EH der Bun-
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desregierung in den 50er Jahren wurden 32.984 Projekte, davon 

70 der ehemaligen DDR, im Bereich der bilateralen Zusammenar-

beit in vielen Sektoren und in über hundert EL in Angriff ge-

nommen, von denen mehr als zwei Drittel, nämlich 22.457 abge-

schlossen sind (Stand: 1.1.94). Ein "Projekt" reicht von der 

Entsendung einer Fachkraft für Veterinärmedizin über die Förde-

rung des Aufbaus demokratischer Institutionen bis zu einem vie-

le Millionen Mark umfassenden Vorhaben der Infrastruktur. Nor-

male Projekte besitzen eine Laufzeit von sieben bis zehn Jah-

ren. Eine Bewertung (Evaluierung) aller Projekte ist noch nicht 

vorgenommen worden und wird wohl auch nicht erfolgen; sie ist 

auch nicht immer so leicht nach Kriterien der Rentabilität vor-

zunehmen (etwa die Bildungshilfe). Immerhin hat sich die Situa-

tion gegenüber früher - gelegentliche Kontrollen des Bundes-

rechnungshofes gab es immer - wesentlich verbessert. Seit eini-

gen Jahren liegen Selbstevaluierungen der bilateralen ODA vor, 

in denen die großen EZ-Durchführungsorganisationen und das BMZ 

offen auch über Fehler berichten18. Diese nicht repräsentativen 

Stichproben gestatten Annäherungen an eine Bilanz. 

 

Die Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ), 

die für das BMZ durch die Vermittlung technischer, wirtschaft-

licher und organisatorischer Kenntnisse und Fähigkeiten das 

Leistungsvermögen von Menschen und Organisationen in EL erhöhen 

will, evaluierte 128 im Jahre 1993 abgeschlossene Projekte mit 

einem Gesamtvolumen von 632 Mio. DM. Rund vier Fünftel werden 

als entwicklungspolitisch erfolgreich bewertet (so die Entsen-

dung von Experten und die Fortbildung von Partnerfachkräften 

für die ländliche Entwicklung in der Elfenbeinküste, Projekt-

wert 3,7 Mio. DM). Bei einem Drittel der Projekte waren die Ar-

men die hauptsächliche oder die ausschließliche Zielgruppe. 22 

% des Gesamtvolumens, d.h. 139 Mio, entfielen auf Projekte mit 

unzureichenden Ergebnissen oder auf gänzlich mißlungene Vorha-

ben19.  

 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) ist vom BMZ mit der 

Durchführung der Finanziellen Zusammenarbeit (FZ), die sich auf 

die Förderung von Infrastrukturvorhaben und die Steigerung des 

Produktionspotentials in den EL konzentriert, beauftragt. Die 
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KfW begutachtete 112 in den Jahren 1990/91 abgeschlossene Vor-

haben (Gesamtvolumen: drei Mrd. DM). 76 % der Vorhaben und zwei 

Drittel des investierten Volumens werden als erfolgreich bewer-

tet - so z.B. das mit 27 Mio. DM geförderte Dorfentwicklungs-

programm in armen und durch militärische Konflikte belasteten 

Grenzprovinzen Thailands, das entwicklungsfördernde Grundstruk-

turen schuf, der Landflucht entgegenwirkte und mehreren zehn-

tausend Menschen zugute kam. Das recht respektable Ergebnis 

kann nicht befriedigen, weil letztlich eine Mrd. DM entwick-

lungspolitisch "nicht erfolgreich" eingesetzt werden konnte. Zu 

den "völlig gescheiterten" Projekten - auf sie entfällt eine 

Gesamtsumme von 160 Mio. DM - gehört die Blei-Silber-Hütte 

Karachipampa in Bolivien, die ihre Produktion wegen des Ver-

falls der Weltmarktpreise für Blei und Silber sowie der damit 

im Zusammenhang stehenden, nicht mehr ausreichenden Bereitstel-

lung von Erzen gar nicht erst aufnahm (FZ-Kosten: rd. 40 Mio. 

DM). Auch die Problematik der Nachhaltigkeit, d.h. der Überle-

bensfähigkeit der Projekte nach der Einstellung der FZ, gibt 

Anlaß zu Sorge. Bei etwa zwei Fünfteln aller Projekte ist eine 

längerfristige positive Wirksamkeit nicht oder sehr wahrschein-

lich nicht gegeben; die KfW rechnet mit Risiken für die Nach-

haltigkeit bei 20 % der von ihr als erfolgreich eingestuften 

Projekte 20.  

 

1990 und 1991 wurden vom BMZ 112 problematische Projek-

te/Programme auf den Prüfstand gestellt. Die nüchterne Bilanz 

liest sich wie folgt: Bei rund 50 %  der Projekte wurden die 

politischen, sozio-ökonomischen, kulturellen oder administrati-

ven Gegebenheiten im EL bei der Projektzielsetzung nicht ange-

messen berücksichtigt. Nur bei einem Fünftel fällt die Bewer-

tung der Planungs- und Steuerungsqualität uneingeschränkt posi-

tiv aus, bei rund 50% werden bei Planung und Steuerung Defizite 

festgestellt. Etwa ein Drittel der untersuchten Projekte er-

hielt bei der Überprüfung dieses Gesichtspunktes das Gütesiegel 

"positiv"; bei einem Viertel war das Urteil negativ, wofür vor 

allem organisatorische Schwächen bzw. Probleme beim Partner im 

EL verantwortlich gemacht werden21. 

 



 11  

Aufgrund der Projektinspektionen und Evaluierungen sowie eige-

ner Erfahrungen läßt sich folgendes Resümee ziehen: 

Die Bilanz ist weder glänzend noch niederschmetternd. Die Wir-

kungen der EZ werden im Positiven wie im Negativen überschätzt. 

Die EZ ähnelt offensichtlich einem Januskopf: das eine Gesicht 

ist schön, das andere eher häßlich. Eine schmeichelhaft positi-

ve Bilanz überzeugt ebensowenig wie die Fundamentalkritik, die 

die gesamte EZ in Bausch und Bogen als schädlich, ja sogar als 

"tödliche Hilfe" verdammt22.  

Einige wichtige Entwicklungserfolge sind offenkundig. Insgesamt 

hat die EZ durch direkte, armutsorientierte Programme, durch 

Beiträge zum Wirtschaftswachstum und zur Beschäftigung eine po-

sitive Rolle gespielt. Sie hat im Gesundheitsbereich und bei 

der Erhöhung der Lebenserwartung beachtliche Erfolge erzielt. 

Dank der EZ nahmen die Polioerkrankungen und die Kinder-

sterblichkeit ab, wurde die Alphabetisierung beschleunigt und 

das Ausbildungsniveau in vielen EL verbessert.  

In der EZ gibt es also viele Erfolge, aber auch Halberfolge und 

Mißerfolge, Licht- und Schattenseiten, neben Glanz auch Elend23. 

Das meiste funktioniert gut bis leidlich, aber vieles muß ver-

bessert und korrigiert werden24. Die Bilanz im Bereich der 

"klassischen" Entwicklungshilfe kann sich auch deshalb sehen 

lassen, weil die staatliche EZ aus den Fehleinschätzungen der 

Vergangenheit (wie "Entwicklung ist technisch machbar" und "Ei-

ne auf Dauer tragfähige Entwicklung kann von außen in Gang ge-

setzt werden") und den Fehlern (wie z.B. Basisferne, Vernach-

lässigung sozio-kultureller und ökologischer Faktoren und Ge-

ringschätzung der Rolle der Frauen und der generellen Rahmenbe-

dingungen) einiges gelernt hat. Sie wird allerdings einmal 

durch die zu vielen Fehler und Irrtümer, Fehlinvestitionen und 

unnützen Ausgaben von Steuergeldern und zum anderen dadurch ge-

trübt, daß die Entwicklungshilfe zu lange nach kurzsichtigen 

wirtschafts- und außenpolitischen Zielsetzungen betrieben wor-

den ist. Damit ging gerade in Zeiten des Kalten Krieges eine 

Protektion für undemokratische, reformunfähige EL und deren be-

güterte Oberschichten einher. 

 

4. Armutsbekämpfung, Vergabekriterien und Volumen der EZ 
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In die Bereiche Bildung und Umwelt im weitesten Sinne ging in 

den letzten Jahren rund ein Fünftel bis ein Viertel der bilate-

ralen Zusagen der öffentlichen Entwicklungshilfe (ODA).
25
 Die 

eben gezogene Gesamtbilanz trifft grosso modo auch auf diese 

beiden Bereiche zu. 

 

Es ist ein Gebot der Vernunft, des wohlverstandenen Eigeninte-

resses wie auch ein moralischer Imperativ, sich besonders ge-

genüber den Ärmsten solidarisch zu verhalten und Solidarität 

mit den von der herrschenden Weltordnung benachteiligten EL zu 

praktizieren. Von daher ist das Hauptziel der deutschen ODA 

richtig gewählt: Bekämpfung der Massenarmut. Nach der Darstel-

lung der marginalen Rolle der EZ im gesamten Entwicklungsprozeß 

wird niemand von der EZ die Ausmerzung der Armut erwarten kön-

nen. Berechtigt ist aber die Frage, ob die deutsche EZ alles 

getan hat, um zur Lösung des Problems und zur Linderung der 

Massenarmut beizutragen, und in welchem Maße sie die selbsthil-

feorientierte Armutsbekämpfung gefördert hat. Für die Bundesre-

gierung gilt die Armutsbekämpfung als vorrangiges Ziel deut-

scher EP mit einem breiten Anwendungsgebiet in allen Förderbe-

reichen (Querschnittsaufgabe). Ihr geht es bei der Armutsbe-

kämpfung im weiteren Sinne um einen "Beitrag zur Schaffung men-

schenwürdiger Lebensbedingungen einschließlich demokratischer 

Gesellschafts- und marktwirtschaftlich orientierter Wirt-

schaftsordnungen." Sie warnt davor, die Armutsbekämpfung mit 

Begriffen wie Almosen oder Sozialhilfe zu assoziieren; vielmehr 

will sie "die produktiven Fähigkeiten der Armen fördern und sie 

in die Lage versetzen, durch eigenständiges Wirtschaften ihre 

materiellen und immateriellen Bedürfnisse zu befriedigen". Da-

bei soll der Grundsatz der Selbsthilfe berücksichtigt werden.
26
 

Die Bundesregierung unterscheidet drei Methoden der Armutsbe-

kämpfung: Verbesserung der Rahmenbedingungen und strukturelle 

Reformen, unmittelbare Unterstützung von überwiegend aus Armen 

bestehenden Zielgruppen und mittelbare Armutsbekämpfung, wenn 

ein Vorhaben der EZ ohne einen identifizierbaren Kreis von Nut-

zern in eine armutsorientierte Sektorpolitik eingebettet ist. 

Sie sieht entsprechend dem Querschnittscharakter einen breiten 

Förderbereich bei der Armutsbekämpfung - so bei der ländlichen 

Entwicklung und der Slumbeseitigung in Großstädten, im Bil-
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dungswesen, im Umweltschutz und der Förderung von Handwerksbe-

trieben. 

 

Der Vorwurf, die Armutsorientierung sei mehr Anspruch als Rea-

lität, macht sich an dem relativ niedrigen Anteil von Vorhaben 

der selbsthilfeorientierten Armutsbekämpfung fest. 1992 lag der 

Anteil laut BMZ bei den bilateralen Zusagen bei 10,2 und 1993 

bei 13 Prozent. Für 1995 waren 18 % vorgesehen. Immerhin steigt 

offensichtlich der Anteil; außerdem verweist die Bundesregie-

rung darauf, daß als Indikator für die Armutsorientierung der 

EZ auch die grundbedürfnisorientierten Vorhaben herangezogen 

werden können, deren Anteil an der bilateralen EZ regelmäßig 

zwischen 40 und 50 Prozent schwanke. Insgesamt darf aber auch 

nicht übersehen werden, daß neben der unmittelbaren Armutsbe-

kämpfung die strukturelle und mittelbare Armutsbekämpfung häu-

fig erst die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Vorausset-

zungen für eine dauerhafte und breitenwirksame Armutsreduzie-

rung über Wirtschaftswachstum und zusätzliche Arbeitsplätze 

schafft. 

 

Als ein wichtiges Unterziel der Armutsbekämpfung ist von UNDP 

die Bereitstellung von grundlegenden Sozialleistungen (Basis-

gesundheitsdienste, Grunderziehung, Ernährungsprogramme, Fa-

milienplanung und Trinkwasserversorgung) bezeichnet worden. Ge-

mäß der 20/20-Initiative von UNDP, die auf dem Weltsozialgipfel 

im März 1995 in Kopenhagen eine große Rolle spielte, sollen die 

IL 20 % ihrer ODA (bisher 7 %) und die EL 20 % ihrer Haushalte 

(bisher 13 %) für die Verwirklichung dieser prioritären mensch-

lichen Ziele einsetzen27. Der deutsche Anteil liegt unter dieser 

Zielmarke. So beliefen sich die bilateralen Zusagen im Jahr 

1993 im Bereich Grunderziehung auf 206 Mio. DM (2,09 % der Ge-

samtzusagen), im Bereich Basisgesundheit auf 99 Mio. DM (1,01 

%) und im Sektor Bevölkerungspolitik auf 160 Mio. DM (1,63 %). 

  

Wegen der besonderen Bedeutung von Landwirtschaft und Agrarfor-

schung für die Ernährungssicherung aus eigener Kraft, für den 

Umweltschutz und die Minderung der Armut ist der Rückgang der 

Förderung dieses Bereichs um rund die Hälfte auf 5-6 % aller 
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bilateralen ODA-Zusagen Mitte der 90er Jahre im Vergleich zur 

Mitte der 80er Jahre sehr zu beklagen. 

 

Neue Vergabekriterien - vom Bundestag bereits 1982 gefordert
28
 

und von BMZ-Minister Spranger (CSU) im Oktober 1991 verkündet
29
 

- waren entwicklungspolitisch notwendig, längst überfällig und 

eine Chance zur Hinwendung zu genuin entwicklungspolitischen 

Zielen, nachdem die EZ zu lange auch als Instrument der Ost-

West-Auseinandersetzung und Belohnungsmittel für die Zugehörig-

keit von EL im westlichen Lager gebraucht worden war. Das zent-

ral- und osteuropäische Revolutionsjahr 1989 hat auch den Weg 

für eine konsequente Neuorientierung und Reform der Ent-

wicklungspolitik in der Praxis frei gemacht. Die Einführung der 

neuen Vergabekriterien (von den Menschenrechten über markt-

freundliche Wirtschaftsordnungen bis zur Entwicklungsorientie-

rung staatlichen Handelns) ist letztlich auch - indirekt - eine 

Folge der Zusammenführung der von der Bundesregierung und der 

DDR betriebenen Entwicklungszusammenarbeit. Die Praxis lehrt, 

daß die Bundesregierung diese Kriterien in unterschiedlicher 

Weise anwendet.
30
 Kleinere, für die Bundesrepublik nicht so be-

deutende EL, in denen kaum wirtschaftliche oder politische Ei-

geninteressen auf dem Spiel stehen, erfahren eine striktere An-

wendung dieser Kriterien, die bis zur Aussetzung der EZ gehen 

können (wie etwa gegenüber Haiti, Kuba, Zaire und Myanmar). An-

dere, größere EL mit massiven Menschenrechtsverletzungen werden 

nicht sanktioniert, wie China und Indonesien, wo die eigenen 

Wirtschaftsinteressen als höherrangig eingestuft werden oder 

auch politisches Wohlverhalten im UN-Sicherheitsrat prämiert 

wird.  

 

Bei dem Bilanzposten ODA-Volumen ist die Bundesrepublik im De-

bet. Die Bundesregierung hat sich mehrfach zu dem 0,7-Prozent-

Ziel bekannt, so der Bundeskanzler 1992 auf der Rio-

Umweltkonferenz von 1992. Seit 1991 sinkt die deutsche ODA-BSP-

Quote kontinuierlich, obwohl neue Posten, wie ein Teil von Er-

lassen staatlich garantierter Handelsschul-

den/Exportkreditforderungen und von Aufwendungen für politische 

Flüchtlinge in Deutschland, miteingerechnet und bei Ermittlung 

der Netto-Leistungen die rückfließenden Zinszahlungen nicht vom 
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Brutto abgezogen werden. Wurden 1980 0,44% und 1990 noch 0,42% 

des BSP für die ODA zur Verfügung gestellt, so waren es 1991 

0,40%, 1992 0,38% und 1993 0,36%. (1994 und 1995 sollen es nach 

vorläufigen Berechnungen nur noch 0,33% bzw. 0,32% gewesen 

sein.) Auch in absoluten Zahlen ausgedrückt, ist die ODA zu-

letzt gesunken, und zwar von 11,826 Mrd. in 1992 auf 11,505 

Mrd. DM in 1993 (und auf 10,983 in 1994). Laut mittelfristiger 

Finanzplanung wird sich der Sturzflug fortsetzen und die ODA-

BSP-Quote bei gleichbleibendem Trend 1998 auf 0,28% absacken. 

Auch das von der UNO gesetzte Ziel, 0,15 % des BSP für die am 

wenigsten entwickelten Länder (LLDC) zur Verfügung zu stellen, 

wird nicht erreicht. Auf die rund fünfzig Länder entfielen in 

den letzten Jahren zwischen 20 und 24 Prozent der Mittelzusagen 

(rd. 0,10 % des BSP). 

 

Obwohl der Bundeskanzler kurz nach der deutschen Einigung noch 

versichert hatte, die deutsche Entwicklungshilfe werde nicht 

zum "Steinbruch" für die Osthilfen, und Minister Spranger er-

klärt hatte, die bi- und multilateralen Entwicklungs-

hilfeleistungen würden - nicht zuletzt vor dem Hintergrund der 

Wiedervereinigung - in Zukunft Ausdruck und Markenzeichen der 

gestiegenen Verantwortung des vereinten Deutschlands in der 

Welt sein, verweist die Bundesregierung seit jüngerer Zeit im 

Zusammenhang mit dem ODA-Rückgang auf die Osthilfen, die Ver-

antwortung für die europäische Integration und die enorm ge-

stiegenen Kosten für die UN-Friedensmissionen. 

 

Im politischen Bonn bemerkenswert ist der in der jüngsten Zeit 

deutlich werdende öffentliche Einsatz des Bundesministers für 

wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung für einen höhe-

ren Etat; so richtete er in einer ungewöhnlichen Allianz mit 

Vertretern entwicklungspolitischer Nichtregierungsorganisatio-

nen vor den Medien dementsprechende Appelle an den Bundeskanz-

ler und warnte vor Kürzungen der Entwicklungshilfemittel. Er 

beklagte das bei vielen seiner Parlamentskollegen fehlende Be-

wußtsein dafür, daß die Entwicklungszusammenarbeit eine "Poli-

tik der globalen Zukunftssicherung" sei.
31
 

 

5. Erfahrungen und Lehren noch konsequenter berücksichtigen 
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Folgende Erfahrungen und Lehren sind noch mehr als bisher zu 

beherzigen: Entwicklungshilfeanstrengungen von außen sind dann 

zum Scheitern verurteilt, wenn die Geber über keine ausreichen-

de Kompetenz verfügen, landes- oder regionalspezifische Gege-

benheiten ignorieren, sich die Experten unsensibel gegenüber 

anderen Kulturen und Mentalitäten verhalten, Managementschwä-

chen und ungeignete Projektträger zu beklagen sind, sich die 

betroffene Zielgruppe im EL nicht mit dem Projekt identifi-

ziert, die politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

ungünstig sind, sich weltwirtschaftliche Entwicklungen nachtei-

lig auswirken, verschiedene Geber - staatliche, multilaterale 

und private - mit unterschiedlichen Zielen und Konzepten un-

koordiniert in einem EL operieren oder wenn Naturkatastrophen 

und Kriege Projekterfolge nicht zulassen. All diese möglichen 

Diagnosefaktoren für Mißerfolge verdeutlichen, wie schwierig 

das "Entwicklungsgeschäft" ist; zugleich zeigen sie Therapie-

vorschläge für erfolgreiche Projekte auf.  

 

Gefahren, denen sich die EZ ausgesetzt sieht, sind zukünftig zu 

vermeiden: Leider zu oft schuf die EZ eine Kultur der Erwartung 

und Ansprüche statt einer Kultur der Leistung und Belohnung
32
, 

ermutigte Regierungen zu Bettelei und Erpressungen statt zur 

Erforschung der internen Entwicklungspotentiale, erlaubte die 

Fortführung einer schädlichen Politik, verschleierte deren 

Schädlichkeit vor der Bevölkerung, gab den Regierungen 

Respektabilität und hielt sie an der Macht. 

 

Entwicklungspolitischer Pessimismus, der in den Ruf nach einem 

Ausstieg aus der EH mündet, ist ebenso unangebracht wie ent-

wicklungspolitische Euphorie. Aus den nicht befriedigenden Er-

gebnissen bisheriger Entwicklungspolitik ist zu Recht nicht der 

Ausstieg aus der Entwicklungspolitik zu fordern, sondern der 

Einstieg in eine qualitativ bessere, mit den Steuergeldern noch 

sorgsamer umgehende Entwicklungspolitik.33  

 

Die Frage aber, inwieweit die einzelnen Projekte ("verinselte" 

Projekte), auch wenn sie funktionieren, tatsächlich einem Land 

bei der Gesamtentwicklung helfen oder ob die dafür verausgabten 
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Mittel nicht auf andere Weise besser eingesetzt werden können, 

stellt sich immer wieder. Die in den letzten Jahren eingeführ-

ten Strukturanpassungs- und Sektorprogramme mit ihrem Versuch, 

die Rahmenbedingungen in den EL zu verbessern, sind darauf eine 

erste, wenn auch nicht immer erfolgreiche Antwort. 

 

Die Bundesregierung weiß um die Schwachstellen in der EZ und 

hat zum Zwecke der Qualitäts- und Effizienzsteigerung in der 

zwölften Legislaturperiode (1990-94) mehrere Verfahrensverbes-

serungen eingeführt: 

-  Als zentrale Arbeitsgrundlage wurden für 31 Hauptpartner-

länder Länderkonzepte entworfen. 

-  Länderübergreifende Ansätze wurden ihrerseits in den fünf 

neuen Kontinental- bzw. Regionalkonzepten zusammengefaßt. 

Beide zusammen sind die entscheidenden Managementinstru-

mente der deutschen Entwicklungszusammenarbeit. 

-  Durch eine bessere Feinabstimmung von finanzieller und 

technischer Zusammenarbeit wurden wichtige Schritte in 

Richtung auf eine größere Wirksamkeit in der bilateralen 

staatlichen Entwicklungszusammenarbeit gemacht. 

-  Institutionenübergreifende Verbesserungen wurden bei der 

Evaluierung vorgenommen: Alle deutschen Trägerorganisatio-

nen, die öffentliche Mittel für Maßnahmen der Entwick-

lungszusammenarbeit erhalten, wurden angehalten, ihre in-

terne Qualitätskontrolle zu verbessern und die Wirksamkeit 

ihres entwicklungspolitischen Handelns zu erfassen. 

-  Das BMZ bemüht sich, die Partnerländer der bilateralen 

deutschen Zusammenarbeit trotz der neu hinzugekommenen 

Empfänger im Osten auf eine überschaubarere Zahl zu kon-

zentrieren. Dies erhöht Gewicht und Wirksamkeit der deut-

schen Leistungen in den einzelnen Ländern zugunsten einer 

Verbesserung der politischen und rechtlichen Rahmenbedin-

gungen und der Lösung der Entwicklungsprobleme. Inzwischen 

konzentrieren sich gut vier Fünftel aller Zusagen der bi-

lateralen finanziellen und technischen Zusammenarbeit auf 

noch etwa 40 EL.  

 

Will die Bundesregierung einen besseren "record" bei der Ar-

mutsbekämpfung als dem zentralen Ziel erreichen, dann sollte 
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sie den vom Bundestag in der 12. Legislaturperiode beschlosse-

nen "Armuts"-Antrag als Handlungsrichtlinie konsequent befol-

gen.
34
 Darin wird "die Herstellung menschenwürdiger Verhältnis-

se und die Bekämpfung der Armut" als "ein zentrales Ziel der 

Entwicklungszusammenarbeit" auf bi- und multilateraler Ebene 

bekräftigt und festgestellt, daß die Überwindung der Massenar-

mut in den EL einen "multifunktionalen Förderungsansatz erfor-

dert, der insbesondere  

- den Aufbau demokratischer, markwirtschaftlicher und dezentra-

ler Strukturen unterstützt, 

- Erwerbschancen auch für die Armen schafft und sie in die Lage 

versetzt, am wirtschaftlichen Wachstum teilzuhaben, 

- grundlegende soziale Dienstleistungen wie medizinische Grund-

versorgung, Bildung und Ausbildung, verbesserte Ernährung, Pro-

gramme zur Familienplanung und der sozialen Sicherung für Arme 

ermöglicht, 

- die besondere Rolle der Frau für den Entwicklungsprozeß und 

die Zielgruppe Frauen künftig verstärkt berücksichtigt, da die 

Lasten der Armut überwiegend von Frauen getragen werden." 

 

Der Bundestag ist sich des begrenzten Einflusses der ODA bei 

der Armutsbekämpfung bewußt, wenn er  

- die "besondere Verantwortung der Industrieländer für entwick-

lungsfördernder weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen" (Abbau 

des Protektionismus, Sicherung fairer Handelsbedingungen, Lö-

sung der Verschuldungskrise) einklagt,  

- die EL zur Schaffung der "dafür notwendigen nationalen poli-

tischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen" (wie Agrarre-

formen und Freiräume für private und selbstverantwortliche Be-

tätigungsmöglichkeiten) ermuntert und 

- zur Beseitigung der Ursachen der Armut aufruft, vor allem 

durch "die Förderung einer angemessenen Struktur-, Wirtschafts-

, Umwelt- und Sozialpolitik einschließlich einer verantwor-

tungsbewußten Bevölkerungspolitik".  

Außerdem fordert er die verstärkte Beteiligung von NRO's an der 

Planung und Durchführung von Projekten der staatlichen EZ. 
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6. Negative Bilanz bei der Entwicklungspolitik im weiteren Sin-

ne 

 

Die Bilanz dieser Entwicklungspolitik im weiteren Sinne ist 

bislang eher negativ. Was die Entwicklungshilfe-Hand gibt, wird 

zu oft mit der anderen (der exportwirtschaftlichen-, agrar-, 

finanz- oder handelspolitischen Hand) genommen. Die deutschen 

Beziehungen zum Süden sind häufig genug einseitig an den eige-

nen Wirtschaftsinteressen ausgerichtet; entwicklungspolitische 

Ziele geraten unter die Räder. Viele Beispiele lassen sich fin-

den: Im EZ-Bereich nimmt seit der deutschen Einigung (auch mit-

tels des kombinierten Einsatzes von Entwicklungshilfe- mit kom-

merziellen Krediten) die Lieferbindung zu. Die Bundesregierung 

macht mehr als die Hälfte ihrer bilateralen Leistungen von der 

Beschaffung in Deutschland bzw. von der Entsendung deutscher 

Fachkräfte abhängig. Die Lieferbindung konzentriert sich auf 

einige EL, wie China und Indonesien, und Sektoren (besonders 

Verkehr, Elektrizitätswirtschaft und Telekommunikation). Die 

OECD äußert zu Recht Besorgnis über den Rückgriff auf lieferge-

bundene EZ. Sie könne Verzerrungen in den Entwicklungshilfe- 

und Handelsstrukturen hervorrufen, wegen der fehlenden interna-

tionalen Konkurrenz zu Überteuerungen führen und letztlich den 

Wert der EZ mindern und insbesondere das Ziel der Armutsbekämp-

fung unterminieren35. 

 

Weitere Beispiele lassen sich am Agrarprotektionismus, an der 

Lieferung von Kriegsgütern an menschenrechtsverletzende Regime 

(z.B. Indonesien) oder von Rindfleisch- und Getreideexporten zu 

Dumpingpreisen aus der EU nach Westafrika mit verheerenden Fol-

gen auf die dort oft mit Entwicklungshilfegeldern betriebenen 

Projekte festmachen.
36
 

 

Die Weltwirtschaft benachteiligt die EL in vielen Bereichen. In 

den IL wird wie in EL noch zu sehr auf Kosten der nachfolgenden 

Generationen (also nicht "nachhaltig") produziert und konsu-

miert. 

 

7. Der Fall der Mauer und eine veränderte politische Geographie 
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Der Fall der Berliner Mauer und das Scheitern des Kommunismus 

in Europa zeitigten tiefgreifende Auswirkungen auf die politi-

sche Geographie der Welt, die ideologische Systemauseinander-

setzung, die Beziehungen zwischen IL und EL und die Zusam-

menarbeit mit der Dritten Welt (an diesem eigentlich obsolet 

gewordenen Begriff wird aus pragmatischen und politischen Grün-

den festgehalten). Die Verantwortung für die gemeinsamen Über-

lebensinteressen auf der Erde und die Sprengkraft, die in der 

Nord-Süd-Kluft - der internationalen sozialen Frage - liegt, 

werden deutlicher als vorher erkannt. Die Tendenzen zur Globa-

lisierung und Interdependenz gewinnen an Momentum, vollziehen 

sich jedoch höchst asymmetrisch, ungleichzeitig und konflikt-

reich.37  Regionale Kooperationen und der Wunsch auch kleinster 

Einheiten nach Selbstbestimmung nehmen zu.  

 

Mit dem Ende des Ost-West-Konflikts geht ein Bedeutungsverlust 

der EL einher. Albanien und die neuen Staaten in Kaukasien und 

Zentralasien, ein Teil der alten "zweiten Welt", sind von der 

OECD als EL anerkannt worden und konkurrieren mit den tra-

ditionellen EL um den kleiner werdenden Entwicklungshilfe-

kuchen. Wegen der Osthilfen und unzureichender Entwicklungser-

folge in vielen EL hat sich auch auf deutscher Regierungsebene 

eine Gebermüdigkeit breitgemacht; gleichzeitig wächst offen-

sichtlich das Engagement von Nichtregierungsorganisationen 

(NRO's). Der von Osteuropa ausgehende Wind des Wandels zu Demo-

kratie und marktwirtschaftlichen Ordnungen hat viele EL er-

reicht. Die Entwicklungspolitik konnte endgültig die Zwangsja-

cke der Ost-West-Auseinandersetzung ablegen, genuin entwick-

lungspolitische Ziele in den Vordergrund stellen und sich der 

Unterstützung politischer und wirtschaftlicher Transforma-

tionsprozesse zuwenden. Mit dem weitgehenden Scheitern nicht-

kapitalistischer Entwicklungswege in der Dritten Welt sowie ei-

ner Reihe von Schwierigkeiten, wie Auslandsverschuldung und so-

ziale Desintegration in "erfolgreichen" Entwicklungsökonomien, 

sind die großen Entwicklungstheorien ins Gerede gekommen. Die 

beiden Theorie-Hauptstränge, die Imperialismus- und Dependenz-

theorien auf der einen und die Modernisierungstheorien auf der 

anderen Seite, haben als Blaupausen für die Gestaltung spezifi-

scher Wirklichkeiten - wenn auch nicht als methodische, wichti-
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ge Fragestellungen liefernde Instrumente - ausgedient. Der Weg 

für pragmatische Lösungen und ein neues Verständnis von Ent-

wicklung ist frei geworden. 

 

Wollen die IL eine Entwicklungspolitik im umfassenden Sinne be-

treiben, müssen sie sich der Verantwortung auch für die Eine 

Welt bewußt sein. Es wäre falsch, kurzsichtig und gefährlich, 

die EL als eine zu vernachlässigende Größe zu betrachten. Be-

reits im ersten Bericht der Nord-Süd-Kommission von 1980 hatte 

deren Vorsitzender Willy Brandt gemahnt, die Bemühungen um den 

Ausgleich zwischen IL und EL als "eine neue, geschichtliche Di-

mension für die aktive Sicherung des Friedens" zu begreifen; 

denn: "Wo Hunger herrscht, kann Friede nicht Bestand haben. Wer 

den Krieg ächten will, muß auch die Massenarmut bannen."38 Aber 

auch für die westlichen IL hat sich seit den 80er Jahren eine 

neue Situation ergeben, die auch sie dazu bringen müßte, 

selbstbestimmte Entwicklungswege und dementsprechende weltwirt-

schaftliche Rahmenbedingungen zu fordern. Heute ist angesichts 

der wachsenden Zahl potentieller Konkurrenten auf dem Welt-

markt, besonders der "Tigerökonomien" in Asien und seit 1989/90 

auch einzelner Transformationsländer in Zentral- und Osteuropa, 

das eigene Entwicklungsmodell bedroht, und soziale Errungen-

schaften stehen zur Disposition. Deshalb sind Weitblick und 

Weltblick nötig, und eine Entwicklungspolitik im umfassenden 

Sinne, die die globalen Probleme aufgreift und im Rahmen einer 

gemeinsamen Partnerschaft von IL und EL Lösungsansätze ent-

wirft.  

 

 

8. Entwicklungstheorien auf dem Prüfstand  

 

Das Epochenjahres 1989 hatte auch erhebliche Auswirkungen auf 

dieEntwicklungstheorie(n). Die großen Entwicklungstheorien, 

d.h. die Erklärungen von Unterentwicklung/Entwicklung und die 

Vorschläge für eine "bessere" Entwicklung, und die großen Ent-

wicklungsstrategien, d.h. die aus den Theorien abgeleiteten 

Maßnahmen für eine zu verändernde Praxis unter Benennung der 

normativen Bezugspunkte, Ziele, Instrumente, Akteure, Adressa-
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ten und Handlungsebenen, sind ins Gerede gekommen. Einige spre-

chen - etwas voreilig - vom Ende aller großen Theorien.
39
  

 

Grob vereinfacht gab es zwei entwicklungstheoretische Haupt-

stränge: im linksliberalen, radikalen und marxistischen Lager 

die Imperialismus- und Dependenztheorien und im bürgerlichen, 

marktwirtschaftlichen Lager die Modernisierungstheorien. Beide 

Theoriestränge setzten - wie von den IL vorexerziert - auf In-

dustrialisierung und Wirtschaftswachstum ohne besondere Rück-

sichtnahme auf Umweltverträglichkeit. Entwicklung hieß vor al-

lem für die Modernisierungstheorien Nachahmen und Aufholen im 

Sinne des westlichen Zivilisationsmodells und vor allem wirt-

schaftliches Wachstum. In beiden Theorien kamen Überlegungen 

zur Bedeutung demokratischer, rechenschaftspflichtiger und die 

Menschenrechte verwirklichender politischer Systeme zu kurz. 

"Erst Entwicklung, dann Demokratie" war oft zu hören.  

 

Die Imperialismus- und Dependenztheorien sehen die Hauptwurzel 

des Elends der EL in exogenen, fremdgemachten Ursachen und da-

bei im kapitalistischen internationalen System, das die EL aus-

beutet und in Abhängigkeit hält. Danach führen die in IL behei-

mateten transnationalen Konzerne (TNK) die frühere Ausbeutung 

der Kolonien durch das Mutterland weiter, und der ungleiche 

Tausch, der in der Verschlechterung der Terms of Trade für die 

EL zum Ausdruck kommt, ist ein wichtiger Mechanismus zur Auf-

rechterhaltung der Abhängigkeit. Empfohlen werden deshalb ei-

genständige Entwicklungswege, die Transformation der eigenen 

Gesellschaft und ein möglicht weitgehendes Ausscheren aus dem 

kapitalistischen System, zumindest die Kontrolle der TNK und 

die Verbesserung der weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen, 

eine verstärkte Süd-Süd-Kooperation. EL, die einen nicht-

kapitalistischen, autozentrierten Entwicklungsweg gegangen 

sind, haben einige Erfolge im Bildungs-, Gesundheits- und Sozi-

albereich und bei der Befriedigung weitere materieller Grund-

bedürfnisswe zu verzeichnen gehabt, aber zugleich waren erheb-

liche Defizite bei der wirtschaftlichen Effizienz und im Be-

reich von Freiheitsrechten zu beklagen. Aber letztlich sind 

viele Länder bei der Umsetzung solcher Entwicklungsstrategien 

gescheitert. Nach dem Zusammenbruch der kommunistischen Systeme 
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in Europa, dem Bankrott der zentralverwalteten Wirtschaftsord-

nungen und der freiheitsfeindlichen Systeme sowie der brutalen 

Unterdrückung demokratischer Bewegungen in China besitzen diese 

Strategien für die übergroße Mehrheit der Menschen keine At-

traktivität mehr. Eine Fundamentalalternative zu den demokrati-

schen, markt- und sozialorientierten Systemen, wie sie - wenn 

auch in unterschiedlicher Ausformung - in den westlichen IL be-

stehen, ist nicht in Sicht. Auch diejenigen, die wissen, daß 

das westliche Zivilisationsmodell schon aus Umweltgründen nicht 

globalisierbar ist, empfehlen ja nicht die Abschaffung des Mo-

dells, sondern die Änderung und den - z.B. ökologischen - Umbau 

der Industriegesellschaften. 

 

Deshalb und weil die aus modernisierungstheoretischen Ansätzen 

gespeisten Entwicklungstrategien mehr oder weniger in der deut-

schen Politik dominieren, sind sie von besonderem Interesse 

(mehr bei der Union und der F.D.P., weniger bei SPD und GRÜNEN, 

weil bei ihnen die externen Ursachen für die Unterentwicklung 

deutlicher gesehen und daraus umfassendere Veränderungen des 

internationalen Umfelds einschließlich der eigenen Gesellschaf-

ten abgeleitet werden und insofern dependenztheoretische Posi-

tionen anklingen). 

 

Die Modernisierungstheorien führen die Unterentwicklung haupt-

sächlich auf endogene, hausgemachte Ursachen wie Kapitalmangel, 

industriell-technologischen Rückstand und Traditionalismus (ge-

ringe, individuelle Leistungsmotivation als Folge von Religion 

und Großfamilie, geringe Rationalität) zurück. Sie plädieren 

für die wirtschaftliche, soziale, politische und mentale Moder-

nisierung und setzen auf die Integration in den Weltmarkt ein-

schließlich einer damit verbundenen exportorientierten Entwick-

lungs- und Wachstumsstrategie.  

 

In den EL, in denen aus diesen Theorien abgeleitete Strategien 

Erfolg hatten, kam es oft zu einer Reihe von Schwierigkeiten: 

Auslandsverschuldung, Dualismus und Heterogenität, eine Spal-

tung in einen modernen und traditionellen, in einen ländlichen 

und städtischen sowie in einen modernen und informellen Sektor, 

Zersplitterung der Gesellschaft, Vernachlässigung der Landwirt-
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schaft und soziale Desintegration. Auch hier gab es Defizite im 

Demokratie- und Menschenrechtsbereich. 

  

Diese Schwierigkeiten führten schon in den 70er und 80er Jahren 

zu Korrekturen dieser Strategien. So wurden in die entwick-

lungspolitischen Konzepte der Bundesregierung wichtige Elemente 

der Grundbedürfnisstrategie, die Förderung der Partipation und 

die Betonung der ländlichen Entwicklung aufgenommen.  

 

Beide Theorie- und Strategiemodelle haben als Blaupausen für 

die Gestaltung spezifischer Wirklichkeiten ausgedient. Dennoch 

scheint es unangemessen, die großen Theorien auf den Kehrricht-

haufen der Geschichte zu werfen. Theorien müssen prinzipiell 

irrtumsfähig sein. Gerade angesichts zunehmender Globalisierung 

und Interdependenz werden Erklärungen von dem, was ist, und 

Rechtfertigungen für das, was sein soll, auch weiterhin ge-

braucht. Die Suche nach pragmatischen Erklärungen und Lösungs-

versuchen kann jetzt in einem positiveren Umfeld stattfinden. 

Daß sich zwischen den beiden Großtheorien schon seit längerem 

eine Annäherung abzeichnet, ist dabei hilfreich. Beide Theorien 

liefern - ihrer dogmatischen Verengung und des Ausschließlich-

keitsanspruchs beraubt - auch weiterhin wichtige Fragestellun-

gen und Ansätze für die Erforschung des Phänomens von Unterent-

wicklung und Entwicklung. So müssen wir heute sowohl die Bedeu-

tung weltwirtschaftlicher Rahmenbedingungen als auch die inter-

nen Entwicklungshemmnisse zur Kenntnis nehmen und aus der Diag-

nose der komplexen Ursachen angemessene Therapievorschläge ent-

wickeln. 

 

9. Etappen auf dem Weg zu einer Neubestimmung von Entwicklung   

 

Neben dem auch für Entwicklungstheorie und -praxis so bedeutsa-

men Zusammenbruch des Kommunismus in Osteuropa und den Entwick-

lungserfolgen in einer Reihe von sog. Schwellenländern haben 

fünf weitere internationale Ereignisse wichtige Beiträge zu ei-

ner Neubesinnung und einem neuen Paradigma von Entwicklung ge-

leistet: 
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1. 1987  wurde mit der Vorlage des Berichts der Weltkommission 

für Umwelt und Entwicklung "Unsere gemeinsame Zukunft" ein neu-

er Entwicklungsbegriff geboren, und zwar "sustainable develop-

ment" (zunächst mit "dauerhafte", dann "nachhaltige" Entwick-

lung übersetzt). Der nach der Kommissionsvorsitzenden sog. 

Brundtland-Bericht versteht unter "sustainable development" ei-

ne Entwicklung, die die Bedürfnisse der heutigen Generation be-

friedigt, ohne die Möglichkeiten zukünftiger Generationen zu 

gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen und ihren 

Lebensstil zu wählen.
40
 Auf der UNO-Konferenz über Umwelt und 

Entwicklung in Rio de Janeiro 1992 erhielt der Begriff 

"sustainable development" von den Regierungen der IL und EL die 

offizielle Weihen, und "nachhaltige Entwicklung" avancierte zum 

Leitbegriff der in Rio angenommenen Agenda 21, einem für Nord 

und Süd gleichermaßen geltenden entwicklungs- und umweltpoliti-

schen Aktionsprogramm für das 21. Jahrhundert. Die Konferenz 

von Rio kann sicherlich als "eine wichtige Etappe im Prozeß der 

Konsolidierung einer globalen Umweltpolitik" bezeichnet wer-

den.
41
 

 

2. 1990 meldete sich das UN-Entwicklungsprogramm UNDP mit einer 

Neudefinition zu Wort. Im ersten Bericht über die menschliche 

Entwicklung wird "human development" als ein Prozeß der Erwei-

terung menschlicher Wahlmöglichkeiten verstanden; drei Bereiche 

werden dabei als wesentlich herausgestellt: ein langes und ge-

sundes Leben, Bildung und ein anständiger Lebensstandard (a 

decent standard of living).
42
 Menschliche Entwicklung heißt: 

Die produktiven und kreativen Energien der Menschen müssen bes-

ser als bisher mobilisiert werden; in sie zu investieren ist 

von entscheidender Bedeutung. Im Trend der neuen Zeit nach Rio 

liegend und insbesondere der Erkenntnis der Rio-Deklaration ge-

horchend, daß Frieden, Entwicklung und Umweltschutz voneinander 

abhängen und unteilbar sind, wurde im fünften UNDP-Bericht 1994 

der Begriff der menschlichen Entwicklung um das Beiwort "nach-

haltig" erweitert: "Nachhaltige menschliche Entwicklung bein-

haltet unsere moralische Verpflichtung, midestens so gut für 

die uns nachfolgenden Generationen zu sorgen, wie die früheren 

für uns gesorgt haben." Zudem wurde erstmals eine starke Beto-

nung auf "menschliche Sicherheit" gelegt, deren zwei Komponen-
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ten schon immer Freiheit von Furcht und Freiheit von Not gewe-

sen seien.
43
  

 

3. 1993 fand die Weltkonferenz über Menschenrechte in Wien 

statt. Sie ist von großer entwicklungstheoretischer und -

strategischer Bedeutung. Der friedliche Wettstreit zwischen 

Staaten und Kulturräumen um die Definition von Menschenrechten 

erlangte auf dieser UNO-Konferenz eine "bisher nicht gekannte 

praktische Bedeutung" für die konkrete Politik.
44
 Nach z.T. 

heftigen Debatten vor allem zwischen Vertretern europäischer 

und asiatischer Länder verständigte man sich darauf, von der 

Universalität der Menschenrechte auszugehen und ihrer kulturel-

len Relativierung eine Absage zu erteilen. Außerdem wurde fest-

gehalten: Demokratie, Entwicklung und die Verwirklichung der 

dre Arten der Menschenrechte, und zwar der politisch-

bürgerlichen Freiheitsrechte wie der wirtschaftlichen, sozialen 

und kulturellen Rechte sowie des Rechts auf Entwicklung sind 

untrennbar miteinander verbunden und stärken sich gegenseitig. 

 

4. Im März 1995 setzte der erste Weltgipfel für soziale Ent-

wicklung in Kopenhagen die "soziale Frage" auf die Tagesordnung 

und räumte ihr angesichts weltweiter Arbeitslosigkeit, Armut 

und sozialer Ausgrenzung den Stellenwert einer Überlebensfrage 

der Menschheit ein. Zu Recht wurde bei dem Thema Armutsbekämp-

fung auf die überragende Bedeutung der Schaffung von Arbeits-

plätzen und sozialen Sicherungssystemen hingewiesen. An inte-

ressierte IL und EL erging die Aufforderung, jeweils 20 Prozent 

der Entwicklungshilfe bzw. der nationalen Budgets für prioritä-

re menschliche Ziele, wie Grunderziehung, sauberes Trinkwasser 

und Basisgesundheitsdienste, einzusetzen.
45
  

 

5. Bereits auf den verschiedenen Vorbereitungstreffen zur Welt-

frauenkonferenz in Peking im September 1995 wurde zu Recht die 

Bedeutung der bislang oft vernachlässigten besonderen Rolle der 

Frauen für den gesamten Entwicklungsprozeß unterstrichen. 

 

Aus dem Scheitern des Kommunismus schlußfolgernde und auf Rio, 

dem UNDP-Konzept, Wien, Kopenhagen und Peking basierende Kon-

zepte können zu einem neuen Entwicklungsbegriff, zu neuen Theo-
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rien und Strategien sowie zu einer qualitativ neuen Entwicklung 

führen. 

 

Vier Aspekte seien zusätzlich noch betont: 

  

- Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamts (ILO) 

hatte in seinem Bericht von 1976 die Bedeutung der Befriedigung 

der Grundbedürfnisse (wie Arbeit, Bildung, Ernährung, Kleidung, 

Trinkwasser, Gesundheit, Unterkunft, Transport, gesunde Umwelt, 

Eigenständigkeit, Selbstvertrauen und individuelle Freiheiten) 

für die gesamte Welt unterstrichen.
46
 Zu Recht spielte in den 

Folgejahren das Grundbedürfniskonzept besonders bei der Bekämp-

fung der absoluten Armut im Rahmen der Entwicklungszusammenar-

beit eine zentrale Rolle. Wenn man sich zwei Jahrzehnte nach 

diesem ILO-Bericht die verschiedenen Elemente des Grundbedürf-

niskonzepts anschaut, ist man erstaunt, daß viele der heute an-

geblich so neuen Elemente einschließlich der Umwelt und der po-

litischen Menschenrechte schon dort zu finden sind und daß neu-

erdings unverständlicherweise das Grundbedürfniskonzept offen-

sichtlich kleingeschrieben wird.
47
 

   

- Frieden hat neben der militärischen auch eine soziale, wirt-

schaftliche und ökologische Dimension. 

 

- Der Mensch ist nicht nur ein "homo oeconomicus" und ein "zoon 

politikon", sondern auch ein Kulturwesen. Kultur ist ein wich-

tiges "Lebens-Mittel"; deshalb verwundert es, daß die kulturel-

len Wirkkräfte in Entwicklungstheorie und -praxis oft vernach-

lässigt werden.  

 

- Bis in die jüngste Vergangenheit besaßen die "alten" westli-

chen IL Durchsetzungskompetenz gegenüber den EL und enorme 

Handlungsspielräume für die Innenpolitik (etwa im Sozial-, Um-

welt- und Freizeitbereich). Sie bestimmten die Spielregeln in 

den internationalen Beziehungen, und ihr Zivilisationsmodell 

wurde zum Leitbild einer nachholenden Entwicklung. Heute ist 

angesichts der wachsenden Zahl potentieller Konkurrenten auf 

dem Weltmarkt, besonders der "Tigerökonomien" in Asien, diese 

Dominanz so nicht mehr gegeben. Das eigene Entwicklungsmodell 
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ist bedroht, soziale Errungenschaften laufen Gefahr, auf dem 

Altar eines sich brutalisierenden Wettbewerbs geopfert zu wer-

den. Heute müssen auch die alten IL an der Schaffung eines in-

ternationalen Systems haben, das es ihnen ermöglicht, dieser 

drohenden Situation auszuweichen und einen selbstbestimmten 

Entwicklungsweg zu verfolgen. 

 

10. Das neue Entwicklungsparadigma 

  

Das neue Entwicklungsparadigma (und dementsprechende Entwick-

lungsstrategien) könnte demnach folgende Eckpunkte und Elemente 

enthalten:  

 

Entwicklung ist ein mehrdimensionaler Prozeß, der auf Frieden, 

die Befriedigung der Grundbedürfnisse und damit auf die Siche-

rung eines menschenwürdigen Lebens, auf Freiheit von Not und 

Furcht für alle und die Zukunftsfähigkeit von Gesellschaften 

und der Einen Welt abzielt. Entwicklung braucht Produktivitäts-

steigerungen und ein Arbeitsplätze schaffendes sowie Armut be-

seitigendes Wirtschaftswachstum; Entwicklung muß zumindest die 

menschlichen Grundbedürfnisse befriedigen, sozial gerecht, 

nachhaltig und umweltverträglich sowie kulturbewußt sein.  

 

Jede Art von Entwicklung muß kulturelle Gegebenheiten beachten 

und Raum für kulturelle Entfaltung geben - aber auch offen für 

kulturellen Wandel sein. (Kulturkreise ohne die Erfahrungen von 

Reformation und Aufklärung mit der Betonung der Freiheit und 

Mündigkeit des Individuums, des praktischen Lebenssinns sowie 

des Vernunftprinzips und des dadurch geförderten säkularisier-

ten Denkens haben es schwer, der Rationalität des mittlerweile 

den gesamten Globus umspannenden Wirtschaftsparadigmas zu fol-

gen. Daß dies dennoch - und dazu noch ohne Aufgabe der eigenen 

kulturellen Identität - möglich ist, zeigt das Beispiel Japan.) 

 

Die drei gesellschaftspolitischen Prinzipien Freiheit, Gerech-

tigkeit und Solidarität sind die regulativen Leitideen für die-

ses  neue Verständnis von Entwicklung. Der Kompaß sollte dabei 

auf die Verwirklichung der unterschiedlichen Arten der Men-

schenrechte ausgerichtet sein.  
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Die unbefriedigend niedrige Quote von nachhaltigen Erfolgen im 

Entwicklungsprozeß vieler Länder ist offensichtlich auch auf 

eine unzureichende Berücksichtigung, Beteiligung und Mitwirkung 

von Frauen zurückzuführen. Von daher ist die Förderung der 

Frauen ein entwicklungspolitischer Imperativ. Zu den Aktions-

feldern der Frauenförderung gehören einmal die klassischen Be-

reiche wie Einkommensbeschaffung, Bildung und Ausbildung, 

Gesundheitsversorgung, aber auch neue Konzepte, die auf Status-

verbesserungen und Mitsprache der Frauen in Familie, Gemeinde, 

Staat und Entwicklungspolitik, auf die Stärkung ihres Einflus-

ses und ihrer Machtbefugnisse ("empowerment") abzielen. 

 

Als ordnungspolitischer Rahmen für Entwicklung bieten sich of-

fene, rechenschaftspflichtige, demokratische Systeme und markt-

orientierte Wirtschaftsordnungen an, die sich zu sozialer und 

ökologischer Verantwortung bekennen. Der alte Streit "Markt 

oder Staat" hat mittlerweile bei 'aufgeklärten' Politikern der 

pragmatischen Einsicht "Markt und Staat" Platz gemacht. Elemen-

te wie menschliche, nachhaltige Entwicklung, Armutsbekämpfung, 

"good governance" (gutes Regierungs- und Verwaltungshandeln) 

und präventive Sicherheit gehören zu dem neuen Entwicklungsbe-

griff. Von Lateinamerika aus wird gemahnt, den Staat weder auf-

zugeben noch durch den Markt zu ersetzen; wer die Nachhaltig-

keit von Entwicklung fordere, müsse den Staat vielmehr demokra-

tisieren.
48
 Nur ein demokratischer Staat kann die demokratische 

Zivilgesellschaft schaffen, und nur eine demokratische Zivilge-

sellschaft kann den demokratischen Staat auf Dauer erhalten.
49
 

 

Der exportorientierten Modernisierungsstrategie von oben ist in 

vielen Ländern das Leitbild einer binnenmarktorientierten Stra-

tegie und einer "Entwicklung von unten" zumindest an die Seite 

zu stellen - im Sinne einer Doppelstrategie. Letztere setzt auf 

lokale und regionale Wirtschaftskreisläufe und will die produk-

tiven und innovativen Energien jener Menschen nutzen, die in 

der informellen Ökonomie, im Subsistenzsektor bzw. - vor allem 

in EL - im traditionellen, ländlichen Sektor tätig sind.
50
 An-

gesichts der seit dem Zusammenbruch der Zweiten Welt wirklich 

global agierenden Wettbewerbswirtschaft und der damit verbunde-
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nen Brutalisierung der ökonomischen Beziehungen wird es immer 

notwendiger, zu nicht-aggressiven Koexistenzformen in der Welt-

wirtschaft zu kommen. Insofern könnte eine möglichst autonome 

(nicht: autarke) Entwicklung aller Einheiten bei partnerschaft-

licher Teilnahme am Weltmarkt und der Weltwirtschaft zu einem 

attraktiven Ziel werden. Die Devise hieße dann: Binnenmarkt so-

weit wie möglich und Weltmarktintegration soweit wie nötig. 

 

Der mehrdimensionale Entwicklungsbegriff, der sich - in Kurz-

form - am Leitbild einer menschenwürdigen, die Grundbedürfnisse 

befriedigenden, nachhaltigen und auf globale Sicherheit zielen-

den Entwicklung orientiert, setzt nicht nur für die EL, sondern 

auch für die IL neue Maßstäbe. Er stellt einen Rahmen für eine 

global verantwortliche Politik dar und bietet zugleich ausrei-

chenden Spielraum für die Bedürfnisse spezifischer Situationen 

und selbstbestimmter Entwicklungswege. Er sollte auch einer 

neuorientierten Entwicklungspolitik im bilateralen und multila-

teralen, im staatlichen und privaten Bereich zugrunde gelegt 

werden. 

 

Wer diesen mehrdimensionalen Entwicklungsbegriff durchsetzen 

will, bewegt sich eigentlich auf sicherem Terrain. Regierungen 

der IL und EL haben allen oder zumindest den meisten Dimensio-

nen zugestimmt; die Bundesregierung hat mehrfach ihre Überein-

stimmung mit den Zielen einer nachhaltigen, menschenwürdigen 

Entwicklung verlautbart. Dennoch lehrt die jüngste Vergangen-

heit, daß zwischen Wort und Tat oft ein langer Pfad klafft und 

große Teile der Politik eher auf den nächsten Wahltermin schau-

en als auf die nächste Generation. Deshalb müssen neue Allian-

zen - national wie international - geschmiedet werden: zwischen 

Gewerkschaften, Dritte-Welt/Eine-Welt-, Frauen-, Friedens- und 

Umweltbewegungen und Nicht-Regierungsorganisationen, Kirchen, 

der Wissenschaft sowie jenen in Politik, Gesellschaft, Wirt-

schaft und internationalen Organisationen, die als Unterstützer 

für eine neue Entwicklung gewonnen werden können. Wichtige An-

stöße für neue Allianzen gingen von der Nord-Süd-Kampagne des 

Europarats aus, die 1988 mit dem Madrider Appell zu Ende ging 

und zu einem Quadrilog zwischen Regierungen, Abgeordneten, 

Nichtregierungsorganisationen und Kommunen zur Umsetzung der 
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Forderungen nach einer solidarischen Zusammenarbeit zwischen 

Nord und Süd aufrief.
51
 Im Jahre 1993 fand das erste erfolgver-

sprechende Quadrilogtreffen in der Bundesrepublik statt. 

 

11. Herausforderungen für eine menschenwürdige, nachhaltige 

Entwicklungspolitik 

 

Die Entwicklungspolitik im engeren und weiteren Sinne müßte 

sich also an diesem neuen Paradigma von Entwicklung orientie-

ren. Die IL müssen ihrer besonderen Verantwortung für die 

Schaffung entwicklungsfördernder weltwirtschaftlicher Rahmenbe-

dingungen und den Aufbau einer leistungsfähigen, gerechten und 

solidarischen internationalen Wirtschaftsordnung nachkommen. In 

ihrem eigenen Interesse liegt es, mit dafür zu sorgen, daß die 

"Degeneration der Marktwirtschaft in Raubtierkapitalismus" 

(Helmut Schmidt52) gestoppt und globaler Wirtschaftsfairneß wie 

nicht-aggressiven Kooperationsformen in der Weltwirtschaft zum 

Durchbruch verholfen wird. Deutschland und die EU werden ihre 

Anstrengungen im Sinne eines "nachhaltigen" Deutschlands und 

Europas verstärken müssen. 

  

Entwicklungspolitische Maßnahmen auf deutscher oder EU-Ebene 

dürfen nicht länger von der Agrar-, Außen-, Handels-, Umwelt- 

oder Rüstungsexportpolitik konterkariert werden. Entwicklungs-

politik im umfassenden Verständnis muß also künftig als Quer-

schnittsaufgabe, die alle Politikfelder berührt, kohärent be-

trieben werden. Dazu ist die Erhöhung des Stellenwerts der Ent-

wicklungspolitik in Gesellschaft, Parlament und Regierung von-

nöten. Eine Re-Nationalisierung bzw. Bilateralisierung der EZ 

muß verhindert werden. Die von Bundesregierung und Bundestags-

Haushaltsausschuß 1994 empfohlene Reduzierung des multilate-

ralen Anteils der ODA von seinerzeit über 35 % auf 30 % lähmt 

letztlich jede neue Initiative zur Lösung globaler Fragen im 

multilateralen Bereich (EU, UNO). Mehr Transparenz und Effizi-

enz in internationalen Organisationen ist auch durch eine grö-

ßere Kooperation mit NRO's und durch eine bessere parlamentari-

sche Kontrolle und Begleitung zu erreichen (siehe die 1992 ver-

einbarte Zusammenarbeit zwischen der Osteuropa-Bank und der 

Parlamentarischen Versammlung des Europarats
53
). 
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Die EL müssen damit fortfahren, geeignete Rahmenbedingungen für 

eine erfolgreiche Entwicklung zu schaffen und Entwicklungshemm-

nisse abzubauen, und die Bereitschaft zeigen, vor allem auf die 

eigenen Kräfte zu vertrauen. Die entwicklungspolitische Zusam-

menarbeit Deutschlands und der EU, d.h. Volumen, Intensität, 

die Formen und Partner der EZ, sollte sich stärker und konsis-

tenter als bisher an Prüfsteinen bzw. Kriterien wie Reformfä-

higkeit, "good governance" und Achtung der grundlegenden Men-

schenrechte einschließlich der Arbeitnehmer- und Bauernrechte 

orientieren. 

 

Vor diesem Hintergrund gewinnt auch Entwicklungspolitik im en-

geren Sinne eine völlig neue Bedeutung als ein Beitrag zu glo-

baler Zukunftssicherung und Krisenprävention. Die bi- und mul-

tilaterale EZ ist an dem mehrdimensionalen Entwicklungsbegriff 

zu orientieren - im übrigen auch die von IWF und Weltbank den 

EL verordneten Strukturanpassungsprogramme. Einzelforderungen 

wären: 

 

- Die Armuts-, Bevölkerungs-, Öko- und Verschuldungsbomben ent-

schärfen helfen, umweltfreundliche Energiequellen, vor allem 

die Solarenergie, fördern und mit den EL bei der Umsetzung der 

1992 in Rio angenommenen Agenda 21, einem Umwelt- und Entwick-

lungsprogramm für das 21. Jahrhundert zur Verhinderung des Öko-

zids und zur Sicherung einer menschlichen Entwicklung, partner-

schaftlich zusammenarbeiten. 

- Dauerhafte Entwicklungserfolge anstreben und deshalb auch 

verstärkt auf NRO's bzw. nicht-staatliche Selbsthilfegruppen 

und -organisationen setzen und insbesondere Frauen bei der 

Stärkung ihres Einflusses und ihrer Machtbefugnisse 

(empowerment) unterstützen. 

- Die Landwirtschaft und die traditionellen Wirtschaftssektoren 

nicht länger vernachlässigen.
54
 

- Die menschlichen und institutionellen wissenschaftlichen und 

technologischen Kenntnisse und Fähigkeiten stärken (capacity / 

institution building) und konsequenter als bisher bei der EZ 

das in den EL vorhandene geistige und materielle Potential nut-

zen. 
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- Sich bei der EZ auf weniger EL konzentrieren, deshalb reform-

willige, dem neuen Verständnis von Entwicklung verpflichtete 

Länder und Regionalbündnisse (Süd-Süd-Kooperationen) unterstüt-

zen. 

- In EL mit entwicklungsförderlichen Rahmenbedingungen die 

"verinselten" Projekte zugunsten der Erhöhung projektungebun-

dener Maßnahmen für die Unterstützung politischer und sozio-

ökonomischer Reformen reduzieren und - in geeigneten Fällen - 

zeitlich begrenzte Budgetzuschüsse gewähren. 

- Noch sorgsamer mit Steuermitteln umgehen , die Risiken von 

Fehlinvestitionen bei der EZ minimieren und Qualität, Wirksam-

keit und Nachhaltigkeit entwicklungspolitischer Maßnahmen ver-

bessern, indem noch konsequenter aus Erfolgen und Fehlschlägen 

der Vergangenheit gelernt wird.
55
 

- Den Abwärtstrend des Volumens der deutschen EZ stoppen und 

die Mittel für die EZ im Sinne einer Investition in die Zu-

kunfts- und Überlebensfähigkeit von Gesellschaften und als Bei-

trag zur Zivilisierung der Einen Welt erhöhen. 

 

12. Für eine neue Entspannungspolitik zwischen Nord und Süd 

 

Wer im Norden (genauer: in den westlichen Industrieländern) in 

Sicherheit leben will, der muß auch wirksame Beiträge zur Ver-

besserung der Lebenssituation im Süden und Osten und zum Abbau 

der immer noch bestehenden dramatischen Ungleichgewichte in der 

Welt leisten. Die "reichen" Länder machen zwanzig Prozent der 

Weltbevölkerung aus; das Beispiel der untergegangenen Rassen-

diktatur Südafrika lehrt, daß es auf Dauer keine Zukunft gegen 

eine übergroße Mehrheit gibt. 

 

Dem geeinten Deutschland und der Europäischen Union, die seit 

Maastricht eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik an-

strebt, stünde es gut an, die ihnen zugewachsene größere inter-

nationale Verantwortung bei der Friedenssicherung und Konflikt-

verhütung nicht primär im Militärischen suchen zu wollen. In 

erster Linie ist eine neue Art von Entspannungspolitik, nämlich 

eine wirtschaftliche, soziale und ökologische Entspannung  zwi-

schen Nord und Süd (und Ost), zwischen weiter und weniger ent-

wickelten Ökonomien gefordert.
56
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Eine Neupositionierung der deutschen und europäischen Politik 

gegenüber den Ländern des Südens im Sinne der Förderung einer 

kohärenteren nachhaltigen, menschenwürdigen Entwicklung im Sü-

den ist geboten. Zwar befürwortet auch das BMZ generell eine 

bessere Kohärenz der Politiken im Interesse weltweiter Entwick-

lung. Es hält es jedoch für unrealistisch, allein entwicklungs-

politische Aspekte zum Maßstab aller Dinge machen zu wollen. So 

richtig dies sein mag, so darf das BMZ jedoch nicht Verantwor-

tung aufgeben - es muß um mehr Einfluß kämpfen und dabei vom 

Parlament unterstützt werden.  

 

Allerdings scheiterten bislang (Stand Sommer 1995) alle Anträge 

der Opposition, die für den Süden relevanten Entscheidungen im 

Hinblick auf "Entwicklungsverträglichkeit" zu überprüfen, Rüs-

tungsexporte außerhalb der Nato und ihr gleichgestellter Länder 

sowie in menschenrechtsverletzende Länder grundsätzlich zu ver-

bieten oder bei Exportbürgschaften, die deutsche Ausfuhren ge-

gen Risiken absichern, Kriterien der Umwelt- und Entwicklungs-

verträglichkeit Vorrang zu geben. Ein erster bescheidener 

Durchbruch konnte lediglich in der Frage der Korruptionsbekämp-

fung durch rechtliche Maßnahmen in Deutschland erzielt werden; 

im Rahmen des Steuergesetzes 1996 wurde im Zuge der Subventi-

onskürzungen überraschend der Oppositionsforderung nach einem 

steuerlichen Abzugsverbot von im Inland gezahlten Bestechungs-

geldern als Betriebsausgaben stattgegeben. Allerdings bleiben 

die im Ausland gezahlten Schmiergelder weiterhin steuerlich ab-

setzbar.
57
 Damit wird leider nicht die Praxis, daß die auch in 

EL von Deutschen gezahlten Bestechungs- und Schmiergelder für 

z.T. fragwürdige und entwicklungsschädliche Geschäfte einge-

setzt werden, aus der Welt geschafft.
58
 

 

Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-

wicklung kann sich nicht draußen auf richtiges Reden über Kohä-

renz beschränken, während am Kabinettstisch die machtpolitische 

Musik von anderen intoniert wird. Diese Gefahr äußerte sogar - 

wenn auch diplomatisch zurückhaltend - die OECD: "Es wurde her-

vorgehoben, daß der Minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

in seiner Funktion als Kabinettsmitglied über die Möglichkeit 



 35  

verfügt, bei den politischen Entscheidungsprozessen der Bundes-

regierung für die Berücksichtigung entwicklungspolitischer Ge-

sichtspunkte zu sorgen. Der DAC (Entwicklungshilfeausschuß der 

OECD) ermutigte die deutschen Stellen, die sich hierdurch bie-

tenden Chancen voll zu nutzen."
59
  

 

Der im Herbst 1993 in Kraft getretene Maastrichter Vertrag über 

die Europäische Union sieht ebenfalls eine stärkere Kohärenz 

der unterschiedlichen Politikbereiche vor. In Artikel 130v des 

neugefaßten EG-Vertrages verpflichtet sich die Gemeinschaft, 

die Ziele der gemeinschaftlichen Entwicklungszusammenarbeit 

(nachhaltige wirtschaftliche und soziale Entwicklung, Einglie-

derung der EL in die Weltwirtschaft, Armutsbekämpfung, Demokra-

tie und Menschenrechte
60
) bei den von ihr verfolgten Politiken 

zu berücksichtigen, welche die EL berühren können. Diesem Arti-

kel, der Entwicklungspolitik als Querschnittsaufgabe begreift, 

gilt es, so rasch und umfassend wie möglich Nachachtung zu ver-

schaffen. Sonst kann der Anspruch, Entwicklungspolitik müsse 

sich als "globale Strukturpolitik" (Carl-Dieter Spranger)
61
 

verstehen, nicht eingelöst zu werden. 

 

Vor dem Hintergrund sinkender Mittel und abnehmender Akzeptanz 

der Entwicklungszusammenarbeit und zugleich neuer globaler Her-

ausforderungen gewinnt auch für die NRO's "das neue Leitbild 

der Entwicklungszusammenarbeit als globale Strukturpolitik an 

Bedeutung. Nach diesem Konzept hat der staatliche Ressourcen-

transfer an den Ursachen weltweiter Probleme anzusetzen und so 

dem langfristigen gesellschaftliche Eigeninteresse der Zu-

kunftssicherung für lebende und nachkommende Generationen zu 

dienen."
62
 Zu warnen ist jedoch vor allzu hohen Erwartungen, 

die mit dem Ruf nach Kohärenz und "globaler Strukturpolitik" 

verbunden werden. Was passiert, wenn sich im Sinne der Kohärenz 

immer wieder die Außen-, Agrar- und Wirtschaftspolitik im Sinne 

egoistischer Interessenwahrnehmung auf Kosten der EL durch-

setzt? Wird die Entwicklungspolitik nicht überfordert, "globale 

Strukturpolitik" sein zu können? Die enge EP wird dabei wohl 

nur eine marginale - wenn auch nicht zu vernachlässigende - 

Rolle spielen können. 
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Nachdem mit Maastricht die EU und ihre Mitgliedstaaten die 

rechtlichen Grundlagen für eine europäische EP, die komplemen-

tär und subsidiär zu den nationalen Entwicklungspolitiken tätig 

werden soll, geschaffen haben, kommt es deshalb jetzt darauf 

an, die vertraglich verankerten Ziele und Instrumente (speziell 

eine bessere Kordination und Kohärenz der EP der EU und ihrer 

Mitgliedstaaten) umzusetzen. Allerdings sind die Widerstände 

groß: sie reichen von der Agrar- und Rüstungslobby bis hin zu 

den Gewerkschaften, wenn z.B. durch die Einfuhr von billigen 

Textilien aus EL Arbeitsplätze bei uns vernichtet werden.  

 

Im Sinne einer nationalen, europäischen wie weltweiten Politik 

der nachhaltigen, menschenwürdigen Entwicklung müssen die IL 

ihre zerstörerischen und rohstoffverschwendenden Produktions-

verfahren und Konsumweisen korrigieren. Ökologisch gibt es die 

Eine Welt: Wegen dieser Einen Welt ist in den westlichen In-

dustrieländern der ökologische Umbau nötig.
63
 Auch Deutschland 

hat noch viele Wegstrecken bis zu einem "sustainable Germany" 

zurückzulegen und dabei das Instrument des nachhaltigen, inte-

grierten Ressourcenmanagement zu nutzen.
64
 Strukturreformen 

sind auch und gerade im Norden geboten. Notwendig werdende An-

passungslasten im Norden müssen dabei sozialverträglich vorge-

nommen und gerecht verteilt werden. Die Forderung nach mehr Ko-

härenz der verschiedenen Politikbereiche gilt auch im Innern. 

 

Die tektonische Spannung zwischen den Wohlstandsinseln im Nor-

den bzw. in dessen Westen und den großen Armutsrevieren im Sü-

den und östlichen Norden der Welt erfordert ganz andere Antwor-

ten, ein ganz anderes Verständnis von Politik, als es bei den 

Vertretern von Nationalismus und einzelstaatlicher Souveränität 

vorherrscht. Wir wissen: tektonische Spannungen führen immer 

dann zu Beben, wenn der Druck der widerständigen, sich reiben-

den Teile zu groß geworden ist. Die Folgen können verheerend 

sein. 

 

Wenn das Ganze bedroht ist, dann müssen Lösungen im Ganzen ge-

sucht werden; denn wenn das Schiff leckgeschlagen ist, helfen 

neue bunte Segel und neue Uniformen für die Mannschaft nicht 

vor dem Ertrinken. Und wer im Ganzen Lösungen sucht, tut gut 
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daran, für alle Betroffenen und nicht nur für sich Lösungen zu 

suchen. Betroffen, das erkennen wir leicht, sind zuletzt eben 

alle, Arm und Reich. Alle Menschen sitzen in einem Boot - die 

einen allerdings im schönen Oberdeck, andere im Mitteldeck, 

viele andere im verrottenden Unterdeck. Politik, Wirtschaft, 

Gesellschaft und nicht zuletzt Wissenschaft müssen ein existen-

tielles Interesse daran haben, das gemeinsame Boot zwischen 

Skylla und Charybdis hindurchzusteuern und zugleich schwimm-

tauglich umzubauen.  

 

Soll dies gelingen, muß der Wille bestehen, mit Blick auf die 

gemeinsamen Interessen, wie Frieden, Arbeitsplätze, Umwelt-

schutz und menschenwürdiges Überleben, zu handeln, die verän-

derte Situation zu erkennen und mit innovativer Kraft neue Ori-

entierungen zu suchen. Die Bundesstadt Bonn wird laut Berlin-

Bonn-Gesetz von 1994 zu einem Standort für Entwicklungspolitik 

sowie nationale und internationale Einrichtungen ausgebaut (das 

BMZ wird wie andere Zukunftsressorts in Bonn verbleiben - UNO-

Organisationen wie das UN-Freiwilligenprogramm UNV oder das 

Sekretariat der Klimarahmenkonvention werden nach Bonn umzie-

hen); am 4. Mai 1995 hat die Universität Bonn ein Nord-Süd-

Zentrum für Entwicklungsforschung gegründet, das sich einer 

nachhaltigen, menschenwürdigen Entwicklung und besonders der 

wissenschaftlichen Unterstützung bei der Umsetzung der Be-

schlüsse der Rio-Umwelt- und Entwicklungskonferenz verpflichtet 

weiß.
65
 All dies  muß einen Schub für eine neue von Deutschland 

betriebene globale Politik bedeuten.    

 

Die Vision besteht darin, das in Seenot geratene Menschheits-

boot in sichere Fahrwasser zu steuern und die Aussichten auf 

ein besseres Leben, auf die Freiheit von Not und Furcht, auf 

Frieden, Gerechtigkeit und Solidarität für alle Insassen ent-

scheidend zu verbessern.  
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